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7.:Beiblatt Beibl,tt zur iarlä!ent8korre8~2Adell lO.'eb~ar 1954 

lll/J .. n f1" a g e 0 -

der Abg.D1pl.-Ing.Dr. S c h e uc h~ n art 1 e b_ Dr. K 0 pfund 

Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Erwerbsvorgänge für Ersatzlandbeachattul16 und ~etre~ung von 

der Grunderwerbsteuer,. 

... -..... -.-. 
Im Zuge der fortschreitenden öffentlichen Be.u.tät1~keit, die insbe­

sondere in der Sohaffung eines modernen Strassennetzes und in der Errich­
tung von Energie-Grossbauten zum Ausdruck kommt, wird unter Änwendung oder 

unter Druck des bestehenden Enteignungsrechtes land" und forstwirtschaft­

licher Kulturboden im steigenden Masse in Anspruch genoD;U11en. 

Viele landwirtschaftliche Klein~ und, Mi ttel betriebe werden durch diE:lse 

Zwangsabgabe von Grund und Boden in ihrer Existenz ernstlich gefährdet. Für 

die Mehrzahl der Betroffenen ist die eheste Beschaffung von Erßatzland eine 

vom StandpQ.nkt der Besitzfestigung Und Besitzerhalt1,lng unumgi;i.nglioh notwendi-

ge Maesnahme. Dazu kommt, dass die für die in Anspruch genommenen Zw~cke zu­

gebillie,te Enteign~ bzw.Entechädigungssumme besonders in den bodenarlllen 

Alpentälern bezüglich Bodenpr6is, Wirtschaftsersohwernis und RestgUtentwertung 

häufig unter' der im, örtlichen Verkehr UbliehenHöhe liegt und daher bei der 

allgemeinen Knappheit an Eoden Ersatzland nur zu höheren F~eisen erworben 

werden kann. 

Diese Ankäufe von Eraatzland unterliegen der Grund~rwerbsteuer. Das 

ist eine unbillige Härte, da es sich um die Wiederbesohaffung von Ersatz­

l.and tür solohen Grund und Boden handelt., dessen Abgabe fü.tö:f'i'entliol\e 

Bauten in der Regel auf Grund des staatliohen Enteignull8srechtes erzwungen 

wurde. Q 

Die unterfertigten Abgeordnet~n riohten daher an den Herrn Bundesmin~-
\ 

ster für Finanzen die 
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8.Beiblatt Beiblatt zur farl,ment.korrespgnd!nz 
\ 

lo.Feb.-uar 1954 

" n fra g ea 

Ist der Herr Bundesminister bereit, ~ur ~rwerbsvo~,änge naoh dem 

1.1.1950. welohe die WiederbesQhaffung von Ersat~1and für solchen Grund 

und Boden zum Gegenstande haben, dessen Inanspruchnahme für öffentliche 

Bauten unter ..Anwendung oder unter dem Drucke des bestehenden Enteignull8S­

reohtes erfolgt 1st. die Befreiung von der Grunde~~rbsteuer zu verfügen 

oder, wenn notwendig, eine Novellierung des Grunderwerbsteuergesetzes ·zu 

veranlassen? 

.... -.-.-.-. 
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